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Sorgfältige Statistik

Die Problematik der illegalen Zuwan-

derung nach Europa hat jüngst erneut 

durch die Flüchtlingsströme auf die 

Mittelmeerinsel Lampedusa und die 

folgenden Massenproteste der Einhei-

mischen für breite Aufmerksamkeit ge-

sorgt. Die Politik bemüht sich, die ille-

gale Einwanderung und die oft damit 

verbundene illegale Beschäftigung zu 

bekämpfen − allerdings ohne sichtbare 

Erfolge. Was die Politik dringend benö-

tigt, um eine gute Migrationspolitik ge-

stalten zu können, sind fundierte ana-

lytische Konzepte. Dazu wiederum sind 

empirisch gesicherte Erkenntnisse von 

Nöten. Und hier kommt eine sorgfältig 

aufgearbeitete Statistik ins Spiel: Nur 

wenn die Datengrundlage verlässlich 

ist, lassen sich sinnvolle politische Vor-

schläge formulieren. Ansonsten drohen 

Entscheidungsträger und Meinungs-

macher zu schnell einer ohnehin stän-

digen Versuchung zu erliegen, kurzsich-

tige Maßnahmen zu verabschieden.

Vor diesem Hintergrund freue ich mich 

sehr, Ihnen eine europaweite Daten-

bank zur illegalen Migration zu prä-

sentieren. Sie wurde vom HWWI ent-

wickelt und steht ab dem 20. Februar 

2009 zur Verfügung unter http://irre-

gular-migration.hwwi.net. TS

EDITORIAL MIGRATION

„Die im Dunklen sieht man nicht“. Deshalb lassen sich auch keine Aussagen dazu machen, 

wie viele Menschen ohne den erforderlichen Aufenthaltsstatus – und damit illegal – in  

einem Land leben. So oder ähnlich heißt es oft, wenn man nach dem Umfang irregulä-

rer Migration in Europa fragt. Das HWWI hat eine neuartige Datenbank erstellt, die mehr 

Transparenz zum Umfang irregulärer Migration in der Europäischen Union (EU) herstellt. 

Von Dita Vogel und Vesela Kovacheva
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I N DI ESER AUSGABE

Sicherlich wird sich die Zahl der Menschen 

ohne Papiere, wie sie auch genannt wer-

den, nie so genau feststellen lassen wie die 

Zahl der Menschen, die regulär in Deutsch-

land leben. Das heißt aber nicht, dass es kei-

nerlei Datenspuren gibt. Kontrollbehörden 

sammeln zum Beispiel Daten im Rahmen 

ihrer Arbeit und werten sie aus. Auf europä-

ischer Ebene gibt es ein Informations-, Re-

flexions- und Austauschzentrum für Fragen 

im Zusammenhang mit dem Überschreiten 

der Außengrenzen und der Einwanderung, 

in dem seit mehr als zehn Jahren Vertreter 

aus Politik, Grenzpolizei und Immigrations- 

behörden der Mitgliedstaaten zusammen-

arbeiten. Ein großer Teil der Tätigkeiten sol-

cher Einrichtungen ist jedoch nicht öffent-

lich und auf die strategische Planung von 

Kontrollbehörden ausgerichtet. Zur seriö-

sen Einschätzung von Umfang und Struk-

tur irregulärer Migration sind sie in der ge-

genwärtigen Form kaum geeignet. Dies ist 

auch der Grund, warum die EU das Projekt 

CLANDESTINO in Auftrag gegeben hat, an 

dem auch das HWWI beteiligt ist. In 12 

Ländern, die insgesamt 83 Prozent der re-

gulären EU-Bevölkerung umfassen, wur-

den Länderberichte von Experten erstellt, 

Schätzungen in tabellarischer Form aufge-

arbeitet und im Internet als Datenbank zur 

Diskussion gestellt. 

Die Grafik zeigt, dass Schätzungen eher auf 

geringe Bevölkerungsanteile von Zuwande-

rern ohne Status hindeuten: In vielen Län-

dern werden Werte von unter 1 Prozent er-

mittelt, in einigen wenigen Werte bis zu 3 

Illegal in Europa − Neue Datenbank  
liefert Zahlen und Dokumentationen

Quelle: Berechnungen des HWWI. 
Die Tabelle mit Basiszahlen und Quellen der Schätzungen unter http://irregular-migration.hwwi.net/Europe.5248.0.html. 
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Prozent. Auf der Basis der Länderberichte 

und ausgewählter Zusatzinformationen 

hat das HWWI eine sehr grobe Schätzung 

zum Gesamtumfang illegalen Aufenthalts 

in der EU im Jahr 2005 erstellt. Bisher wird 

in den EU-Veröffentlichungen davon aus-

gegangen, dass es 4,5 Millionen bis 8 Millio- 

nen Zuwanderer ohne Aufenthaltsstatus 

gibt, wobei die Basis der Schätzung nicht 

transparent ist. Nach der Schätzung des 

HWWI gibt es heute in der EU zwischen 

2,8 und 6 Millionen Menschen ohne regu-

lären Aufenthaltsstatus. Damit sind nur 

diejenigen Nicht-EU-Bürger gemeint, die 

weder ein Aufenthaltsrecht noch ein Ar-

beitsrecht haben oder die während eines 

touristischen Aufenthalts illegal arbeiten. 

Sie müssen bei einer Aufdeckung mit ei-

ner Ausweisung und Abschiebung rechnen. 

Die Zahl der ausländischen Zuwanderer, 

die zwar regulär im Land sind, aber irregu-

lär arbeiten, ist meist bedeutend höher und 

lässt sich nicht immer scharf trennen. Für 

Deutschland zum Beispiel deuten Indikato-

ren darauf hin, dass viermal mehr Zuwan-

derer Arbeitsverbote als Aufenthaltsver-

bote missachten. Dazu zählen zum Beispiel 

EU-Bürger aus den neuen Mitgliedstaaten 

oder Asylbewerber.

Die Analyse der Trends in den letzten Jah-

ren und ihrer Ursachen ist ein weiterer 

Schritt zur Schaffung von mehr Transpa-

renz, an dem zurzeit noch gearbeitet wird. 

Bisher lässt sich nur sagen, dass es mehr 

Hinweise auf eine sinkende als auf eine 

wachsende Bedeutung illegalen Aufent-

halts gibt. Für die EU-Schätzung wurden die 

Bevölkerungsanteile der Menschen ohne 

regulären Aufenthaltsstatus verglichen 

und für jedes Land ein begründeter Min-

dest- und Maximalanteil festgelegt. Diese 

Schätzung der europäischen Gesamtzahl 

kann nach den selbst aufgestellten Krite-

rien nur von minderer Qualität sein. Für zu 

viele Länder liegen keine oder nur auf sehr 

groben Expertenurteilen beruhende Zah-

len vor. Allerdings hat diese Schätzung erst-

mals das Potenzial, sukzessive im wissen-

schaftlichen Dialog zu einer verbesserten 

Gesamtschätzung für Europa entwickelt 

zu werden. Neue und bessere Schätzungen 

können systematisch integriert werden, 

so dass der HWWI-Ansatz als „länderba-

sierte dynamische aggregierte Schätzung“ 

bezeichnet werden kann. Wenn für immer 

mehr Länder Schätzungen mittlerer und 

guter Qualität vorgelegt werden, können 

sie integriert werden und die Gesamtschät-

zung für Europa verbessern.

Vier Hauptwege lassen sich zur Verbesse-

rung der Datenlage aufzeigen: 

Sogenannte Residualschätzungen basie-

ren auf einem Vergleich unterschiedlicher 

Register. In Spanien zum Beispiel können 

sich Zuwanderer ohne Status regulär in 

Gemeinden registrieren lassen. Sie haben 

auch einen Anreiz zur Registrierung, weil 

sie dadurch Zugang zu einer Grundversor-

gung bei Krankheit erhalten. Wenn es nun 

nach den Gemeinderegistern mehr Aus-

länder in Spanien gibt, als es nach offiziel-

len Zuwandererzahlen geben dürfte, wird 

die Differenz mit irregulärer Zuwanderung 

erklärt – selbstverständlich unter Berück-

sichtigung der Tücken des Details, den die 

offiziellen Zuwandererzahlen messen kei-

neswegs immer, was Wissenschaftler für 

logisch und sinnvoll erachten würden. In 

England wurden nach einer ähnlichen Lo-

gik Daten einer anonym und umfassend 

angelegten Volkszählung mit offiziellen 

Zuwanderungszahlen verglichen.

Umfragen können normalerweise bei ir-

regulärer Migration nicht angewendet 

werden, weil sich keine repräsentative 

Stichprobe aus einer unbekannten Grundge-

samtheit ziehen lässt. Allerdings sind in den 

letzten Jahren einige, relativ aufwändige 

Methoden entwickelt worden, mit denen 

Vertrauen von Menschen ohne Status ge-

wonnen und mangelnde Repräsentativität 

durch Gewichtungsindikatoren rechnerisch 

berücksichtigt werden können. So wurden 

in Italien Umfragen an Migrantentreffpunk-

ten durchgeführt und zugleich auch erho-

ben, wer wie häufig diese und andere Treff-

punkte nutzt. Diese Information kann dann 

zur Gewichtung genutzt werden.

Auch Kontrolldaten der Polizei können ge-

nutzt werden, wenn vorhandene Verzer-

rungen erkannt und rechnerisch berück-

sichtigt werden können. Dieser Weg wurde 

in den Niederlanden genutzt. Wissen-

schaftler konnten Mikrodaten der Polizei 

auswerten und kombinierten umfassen-

des, durch qualitative Methoden gewon-

nenes Hintergrundwissen mit komplexen 

aus der Biologie entlehnten quantitativen 

Capture-Recapture-Berechnungen. 

Multiplikatorüberlegungen bilden expli-

zit oder implizit die Grundlage vieler Ex-

pertenschätzungen. Solche Überlegungen 

können zum Beispiel auf Beobachtungen in 

der Feldforschung oder den Arbeitsstatisti-

ken von kontrollierenden und helfenden 

Behörden beruhen. In Hamburg wurden 

zum Beispiel knapp 8 Prozent der ausländi-

schen Tatverdächtigen von der Polizei als il-

legal eingestuft. Während einzelne Multi-

plikatoren wie dieser nur ein einseitiges 

Bild liefern, kann ein systematischer Ab-

gleich verschiedener Multiplikatoren bes-

sere Ergebnisse erbringen. Einen solchen 

Ansatz entwickelt das HWWI-Team zurzeit 

für die Stadt Hamburg.

Kern der Datenbank über irreguläre Migration ist eine Inventarisierung und Klassifizie-

rung von Schätzungen zum Umfang irregulärer Migration in ausgewählten europäischen 

Ländern. Außerdem werden Informationen zur Zusammensetzung nach Geschlecht, Al-

ter, Staatsangehörigkeit und Sektoren ökonomischer Aktivität aufgearbeitet. Innovativ 

ist vor allem die konsistente Struktur, die Klassifizierung der Schätzungen in Güteklassen 

sowie die Einbettung in eine umfangreiche Hintergrunddokumentation, die im Rahmen 

des europäischen Forschungsprojektes CLANDESTINO erarbeitet wurde. Damit sollen 

auch Wissenslücken offengelegt und Wege zur schrittweisen Verbesserung des Informa-

tionsstandes aufgezeigt werden.

Die Datenbank ist unter http://irregular-migration.hwwi.net zu finden. 
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Biokraftstoffe galten einige Jahre lang als ökologisch und ökonomisch sinnvolle Möglichkeit, um im Verkehrsbereich CO
2
-Reduktionsziele 

zu verwirklichen. Dies hat sich 2008 in der öffentlichen Wahrnehmung jedoch gewandelt. Es stellt sich die Frage, welche Aspekte für eine 

ausgewogene Beurteilung von Biokraftstoffen eine Rolle spielen sollten. Von Sebastian Schröer und Sven Schulze

Zur Beurteilung von Biokraftstoffen

Den Schwerpunkt der meisten energiepoli-

tischen Debatten bilden Fragen der Versor-

gungssicherheit und des Klimawandels. Im 

Verkehrssektor galten bis vor Kurzem Bio-

kraftstoffe als eine der aussichtsreichsten 

Optionen, um eine größere Unabhängig-

keit von konventionellen Kraftstoffen zu 

erreichen und gleichzeitig den Ausstoß von 

Treibhausgasen zu verringern. Im Laufe des 

Jahres 2008 sind Biokraftstoffe jedoch zu-

nehmend kritisch beurteilt worden, weil sie 

erstens wegen möglicher Nahrungsmittel- 

und Flächenkonkurrenzen für steigende 

Weltmarktpreise bei Agrarrohstoffen ver-

antwortlich gemacht wurden und zwei-

tens vermehrt Nachhaltigkeitsbedenken 

im Hinblick auf den Anbau der benötigten 

nachwachsenden Rohstoffe aufkamen.

Allgemein werden mit einer zusätzlichen 

Nutzung von Biokraftstoffen ökologische 

und ökonomische Ziele verfolgt. Die ökolo-

gischen Ziele beziehen sich auf Reduktions-

ziele bei den Treibhausgasemissionen so-

wie auf die Schonung endlicher Ressourcen. 

Die Beurteilung der ökologischen Zielfelder 

hängt dabei vor allem von den verwende-

ten (nachwachsenden) Rohstoffen und den 

Gegebenheiten auf den verschiedenen Stu-

fen des gesamten Produktionsprozesses 

ab. Die ökonomischen Ziele sind energie-, 

technologie-, beschäftigungs-, agrar- und 

entwicklungspolitischer Art. Ihr Rechtfer-

tigungsgehalt hängt insbesondere von der 

Ausgestaltung der Förderpolitik und der 

Einordnung einer Biokraftstoffstrategie in 

ein konsistentes Gesamtkonzept ab.

Das CO
2
-Minderungspotenzial einzelner  

Biokraftstoffe im Vergleich zu fossilen 

Kraftstoffen und untereinander hängt 

von den CO
2
-Emissionen über die gesamte 

Produktionskette vom Anbau über die 

Konversion bis hin zur Verbrennung im 

Fahrzeug ab. Es kristallisieren sich hier er-

hebliche Möglichkeiten der verschiedenen 

Biokraftstoffe, aber auch deutliche Hete-

rogenitäten heraus. Für eine ökonomische 

Beurteilung ist die Kenntnis der CO
2
-Ver-

meidungskosten nötig. Im Vergleich zu an-

deren erneuerbaren Energien und anderen 

Anwendungen von Biomasse im Strom- 

und Wärmesektor schneiden sämtliche  

Biokraftstoffarten außer Bioethanol aus 

brasilianischem Zuckerrohr aktuell schlecht 

ab. Dies ist jedoch nicht notwendigerweise 

ein Argument gegen den Ausbau von Bio-

kraftstoffen, denn neben den statischen 

Kosten spielen die produktivitäts- und 

technologiebedingten Möglichkeiten einer 

schnellen Senkung der Vermeidungskosten 

eine bedeutende Rolle.

Künftige Potenziale des Biokraftstoffsek-

tors hängen vom Biokraftstoffbedarf und 

dem möglichen Biokraftstoffangebot ab. 

Für den Biokraftstoffbedarf sind die aus 

dem Verkehrsaufkommen abgeleitete all-

gemeine Kraftstoffnachfrage und die relati-

ven Preise der Biokraftstoffe untereinander 

sowie im Vergleich zu fossilen Kraftstoffen 

relevant. Das Biokraftstoffangebot wird ei-

nerseits durch politische Fördermaßnah-

men und andererseits von den vorhande-

nen Produktions- und Anbaukapazitäten 

determiniert. Selbst unter Berücksichtigung 

von anhaltenden Produktivitätsfortschrit-

ten auf allen Ebenen des Herstellungspro-

zesses kann nicht davon ausgegangen wer-

den, dass die vorhandenen Anbauflächen 

in Deutschland oder Europa für die Realisie-

rung ambitionierter Biokraftstoffziele aus-

reichen werden. Angesichts der reichlich 

vorhandenen Anbaupotenziale vor allem in 

Süd- und Mittelamerika sowie im mittleren 

und südlichen Afrika erweist sich dies aber 

als unproblematisch. Damit würden zudem 

wirtschaftliche Möglichkeiten für die ge-

nannten Regionen erschlossen.

Insofern stellt sich die Einhaltung von 

Nachhaltigkeitskriterien als zwingende Vo-

raussetzung für die Verwendung von Bio- 

kraftstoffen differenziert dar: Nahrungs-

mittel- und Flächenkonkurrenzen treten 

permanent auf, sowohl zwischen den ver-

schiedenen Nahrungs- bzw. Futtermitteln 

untereinander als auch zwischen Biokraft-

stoffen und Nahrungsmitteln; fraglich ist 

nur deren Ausmaß. Mithilfe effizienter An-

bautechnologien und unter Ausnutzung 

der reichlich vorhandenen Flächen können 

die Konkurrenzen so weit verringert wer-

den, dass sowohl Nahrungsmittel als auch 

Biokraftstoffe erzeugbar sind. Mithilfe ei-

nes internationalen Zertifizierungssystems 

sollte es möglich sein, Nachhaltigkeitskri-

terien entlang der gesamten Produktions-

kette zu definieren und zu überprüfen, 

Biodiversität und schützenswerte Lebens-

räume zu erhalten sowie allgemeine Um-

weltschutzaspekte zu berücksichtigen.

Mithin können Biokraftstoffe unter be-

stimmten Bedingungen einen Beitrag zur 

CO
2
-Minderung im Verkehrssektor leisten. 

Dies muss nicht zwangsläufig auf Kosten 

des allgemeinen Umweltschutzes gehen 

oder höhere Lebensmittelpreise zur Folge 

haben. Durch technischen Fortschritt und 

die Ausnutzung vorhandener Anbaumög-

lichkeiten können etwaige Zielkonkurren-

zen deutlich reduziert werden. Gleichzeitig 

können die Biokraftstoffe aber nur ein klei-

ner Mosaikstein in einer umfassenden Kli-

maschutzpolitik sein.

Bräuninger, M., S. Schröer, S. Schulze (2009): 

Biokraftstoffe: Ziele, Chancen und Risiken, 

HWWI Policy Paper 1-11.

Weitere Publikationen zum Thema finden Sie 

im HWWI Dossier „Biokraftstoffe“ unter http://

www.hwwi.org/HWWI_Dossier.1884.0.html.
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Die Preisentwicklung in Deutschland vollführte in der jüngeren Vergangenheit eine wahre Achterbahnfahrt. Nach kräftigem Anstieg bis 

Mitte des Jahres 2008, als die Inflationsrate für die Verbraucherpreise mit 3,3 Prozent den höchsten Stand seit 15 Jahren erreichte und die 

Europäische Zentralbank aus Inflationsfurcht ihren Leitzins auf 4,25 Prozent erhöhte, folgte in der zweiten Jahreshälfte nicht nur ein deut-

licher Rückgang der Teuerungsrate, sondern auch ein Rückgang des gesamten Verbraucherpreisindex. Im Januar dieses Jahres betrug die 

Inflationsrate nur noch 0,9 Prozent. Droht uns angesichts dieser Entwicklung eine Deflation? Von Jörg Hinze

Am Rande einer Deflation?

Eine Deflation ist als allgemeiner, länger 

anhaltender Rückgang des Preisniveaus 

definiert, von dem schließlich auch die 

Lohnentwicklung ergriffen wird. Die Preis-

schwankungen im vergangenen Jahr waren 

jedoch vor allem Ergebnis extremer Preis-

ausschläge bei einzelnen Gütergruppen, 

insbesondere bei Energie und bestimmten 

Nahrungsmitteln. Der zuletzt zu beobach-

tende Preisrückgang war somit nicht breit 

angelegt, vielmehr war die Preisentwick-

lung bei den meisten anderen Gütern ste-

tiger und moderater. Der starke Rückschlag 

der Preise für Öl und andere Rohstoffe so-

wie für bestimmte Nahrungsmittel zum 

Jahresende 2008 hin war vor allem eine Kor-

rektur der vorangegangenen Übertreibun-

gen und insoweit eine − zumal in der aktu-

ellen Konjunktursituation − willkommene 

Entwicklung. Die Hausse an den Öl- und 

anderen Rohstoffmärkten bis zum Som-

mer war offenbar auch durch Spekulatio-

nen überzeichnet. Die leichte Preiserholung 

auf diesen Märkten zu Beginn dieses Jahres, 

könnte ein Indiz dafür sein, dass hier nun-

mehr eine Bodenbildung eingesetzt hat.

Auch wenn in den letzten Monaten auf 

allen Stufen, auch auf der Erzeuger- und 

Großhandelsebene, spürbare Preisrück-

gänge zu verzeichnen waren, so war nach 

Herausrechnen der Energiepreise der 

Preistrend zumeist leicht aufwärts ge-

richtet. Ein Grund hierfür ist, dass der in-

ländische Kostenauftrieb, namentlich von 

Seiten der Arbeitskosten, wegen der seit 

geraumer Zeit höheren Tarifabschlüsse 

wieder zugenommen hat. Die vom HWWI 

berechnete Kerninflationsrate für die Ver-

braucherpreise, die die kurzfristigen Preis-

schwankungen bei Energieträgern und 

Nahrungsmitteln herausfiltert, hat sich 

denn auch in den letzten Monaten ver-

gleichsweise wenig verringert und betrug 

zuletzt knapp 2 Prozent (siehe Grafik).

Sicherlich hat sich in jenen Bereichen, die 

durch eine größere Preisflexibilität gekenn-

zeichnet sind – wie im Autohandel oder bei 

Discountern – der Druck auf die Preise er-

höht. Ein allgemeiner Rückgang des Preis-

niveaus oder gar ein Sinken von Löhnen ist 

bislang jedoch nicht zu beobachten. Die 

jüngsten Lohn-

abschlüsse fie-

len zwar wieder 

etwas modera-

ter aus, sie wa-

ren im Schnitt 

aber höher als 

i m  Z e i t r a u m 

2000-2007. An-

gesichts des kon-

junkturbeding-

ten Nachlassens 

der Produktivi-

tätsentwicklung 

erhöht sich momentan sogar der Lohnkos-

tendruck. Das schließt zwar für sich nicht 

Preissenkungen aus, doch würden die Un-

ternehmen kaum Lohnabschlüsse akzep-

tieren, die sie trotz der ungünstigen Kon-

junkturperspektiven als nicht tragfähig 

erachteten. Auch die sehr expansive Geld- 

und Fiskalpolitik wirken deflationären Ent-

wicklungen tendenziell entgegen. Für die 

Zeit nach der Krise herrschen denn auch 

eher starke Inflationserwartungen vor.

Angesichts der gesunkenen Nachfrage und 

des dadurch gestiegenen Wettbewerbs-

drucks überwiegen derzeit die preisdämp-

fenden Faktoren. Die Unternehmen wer-

den die steigenden Arbeitskosten so kaum 

überwälzen können, allerdings werden da-

durch auch die Preisspielräume nach unten 

beschränkt. Die Preise für Öl und andere 

Rohstoffe scheinen sich zudem auf dem ge-

drückten Niveau zu stabilisieren. Unter die-

sen Bedingungen zeichnen sich in nächster 

Zeit weder nach oben noch nach unten grö-

ßere Preisbewegungen ab; die Inflations-

rate wird dabei zunächst weiter zurückge-

hen. Um die Jahresmitte herum, wenn der 

„Basiseffekt“ aufgrund der zur gleichen 

Vorjahreszeit extrem gestiegenen Energie-

preise zum Tragen kommt, wird die Infla-

tionsrate im negativen Bereich liegen. An-

schließend wird die Inflationsrate wieder 

leicht zunehmen. Im Jahresdurchschnitt 

2009 dürfte die Inflationsrate zwischen 

0 und 0,5 Prozent liegen. Eine deflatio-

näre Entwicklung wäre lediglich dann vor-

stellbar, wenn die ergriffenen Konjunktur-

stützungsmaßnahmen nicht wirkten oder 

zusätzliche Schocks aufträten und die Kon-

junktur weiter drastisch abrutschen würde.

(1)  Kerninflationsrate: Berechnet aus geglätteten Indizes (gleitende 3-Monats-Durchschnitte
 für den Gesamtindex ohne Heizöl und Kraftstoffe sowie ohne Saisonwaren und  24-Monats- 
Durchschnitte für den Index für Heizöl und Kraftstoffe sowie für Saisonwaren) 
sowie ohne Steueränderungen.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des HWWI.
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